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Bericht über die öffentliche Landtagssitzung 
vom 5.  Oktober 1961 

Mehrheitliche Annahme des neuen Jagdgesetzes, das der Volksabstimmung unterstellt wird. — Genehmigung der Landcsrechnung und dos Rechenschaftsberichtes für das Jahr 1960. 

Vorgestern vormittags 9.00 Uhr, versammelte 
sich der Landtag in öffentlicher Sitzung zur Er­
ledigung folgender Traktanden: 

1. Abänderung des Gesetzes über die Invaliden­
versicherung. 

2. Beratung des Gesetzesentwurfes betr. die Er­
richtung einer liechtensteinischen Landes­
bibliothek. 

3. Beratung des Gesetzesentwurfes betr. ein 
neues Jagdgesetz. Bericht der Kommission. 

4. Beratung des Gesetzesentwurfes betr. Tag­
gelder und Reiseentschädigungen für Behör­
den und Kommissionsmitglieder. 

5. Genehmigung des Einreihungsplanes und der 
Besoldungsordnung der Staatsbeamten und 
Staatsangestellten. Kreditgewährung. 

6. Beratung des Gesetzesentwurfes über die 
Neukundmachung von Rechtsvorschriften. 

7. Beratung des Gesetzesentwurfes betr. die 
Ausgabe von Goldmünzen zu Fr. 25.— und 
Fr. 50.—. 

8. Genehmigung der Ländesrechnung und des 
Rechenschaftsberichtes für das Jahr 1960. 

9. Bericht des Verwaltungsrates der Liechten­
steinischen Kraftwerke über die Versor-
gungslage auf dem Gebiet der elektrischen 
Energie. 

In Abwesenheit des Landtagspräsidenten Dr. 
Martin Risch führte Landtagsvizepräsident Dr. 
Alois Vogt den Vorsitz. Vor 'Eintreten auf die 
Tagesordnung genehmigte der  Landtag das  Pro­
tokoll der  Sitzung vom 23. Juni  1961 diskussions­
los. Hierauf nahm der Landtag einen Antrag des 
Vorsitzenden an, 'Punkt 3 der Tagesordnung, 
nämlich die Beratung des Gesetzesentwurfes 
betr. ein neues Jagdgesetz, vorgängig den ande­
ren zwei Punkten zu behandeln. Einleitend wies 
der Vorsitzende auf den Bericht der nach der 
ersten Lesung eingesetzten Kommission hin, der 
die Aufgabe übertragen war, Kontakt mit den 
jagdlichen Interessenvereinigungen aufzuneh­
men und die Gesetzesvorlage im Sinne der  An­
regungen der ersten Lesung zu bereinigen. 

Der Abg. Dr. Emst Büchel referierte hierauf 
namens der Kommission und erläuterte die Ar­
beiten der Kommission, indem er ausführte: 

«Wie schon ausgeführt, bestand die Aufgabe 
der Kommission auch darin, mit den jagdlichen 
Interessentenvereinen in (Kontakt zu treten, um 
die Frage der  Jagdvergebung gemeinsam zu 
studieren. Dieser Aufgabe entsprechend wurden 
zur zweiten'Kommissionssitzung am 19. Septem­
ber je  drei Vertreter des liechtensteinischen 
Jagdschutzvereins und  des Jagdinteressenten­
vereins Triesen eingeladen, um ihnen Gelegen­
heit zu geben, ihre Standpunkte darzulegen. 

Hn Laufe der  Diskussion ergaben siefy abwei­
chend von der Regierungsvorlage, folgende Vor­
schläge für die Jagdvergebung: 

1. Einführung der Patentjagd 
Von einer Patentjagd spricht man dann, wenn 

der Staat als Inhaber des Jagdregals einem je­
den, der die gesetzlichen Bedingungen zur  Er­
langung einer Jagdkarte erfüllt, das Recht ge­
währt, während einer bestimmten Zeit im gan­
zen Staatsgebiet die Jagd auszuüben und zwar 
in Konkurrenz mit allen übrigen Patentinhabern, 
pie Patentjagd ist die eigentliche «Volksjagd» 
>m Gegensatz zur 'Revierjagd, die als «Herren-
jagd» gilt .  * 

Eine Einführung der Patentjagd wurde von 
den Vertretern des Jagdschutzvereins und des 
Jagdinteressentenvereins einhellig abgelehnt 
Auch von Kommissionsmitgliedern wurden we­

gen einer e twa drohenden WildvernichUmg so­
wie der Gefährdung von Sicherheit und Leben 
Bedenken geäußert. 

2. Vergebungsmodus, wie er neuerdings für 
die Fischerei gilt 

In der Fischerei wurde bekanntlich ein Teil 
der Fischereireviere (ca. 2 Drittel) dem liechten­
steinischen Sportfischerverei'n freihändig ver­
pachtet,  während die übrigen Reviere (ca. ein 
Drittel) wie bisher zur öffentlichen Versteige­
rung gelangen. Der 'Eintritt in den Sportfischer-
verein steht jedermann offen. Fichereikarten 
werden auch an Nichtmitglieder ausgegeben, 
sodaß niemand benachteiligt wird. 

E in  solcher Vergebungsmodus für die Jagd 
stieß bei den Vertretern des Jagdinteressenten­
vereins auf Widerstand. Sie machten geltend, 
daß die Jagd nicht wie die 'Fischerei behandelt 
werden könne, insbesondere mit Rücksicht auf 
den Wildschaden. Wegen des großen Risiko-a 
könnte ein Verein niemals einen Teil der Re­
viere in derselben Art übernehmen, wie es bei 
der  Fischerei durch den Sportfischerverein er­
folgt ist. 

3. Verpachtung der Reviere durch die Ge­
meinden unter Bevorzugung der Ortsansässigen 

Dieser Vorschlag wurde von den Vertretern 
des Jagdinteressentenvereins vorgebracht. Nach 
Auffassung der Kommission wäre eine Verpach­
tung durch die Gemeinden durchaus möglich. 
Eine Bevorzugung der Ortsansässigen scheitert 
aber  am Gleichheitsgrundsatz (Art. 31 der Ver­
fassung), da  das Land nach wie vor Regalinha­
ber ist ('Gutachten des F. L. Staatsgerichtshofes 
vom 10. August 1961). 

4. Verlosung der Reviere 
'Eine solche Jagdvergebung lehnten die Ver­

treter des Jagdinteressentenvereins ab, wenn 
nicht gleichzeitig eine Bevorzugung der Ortsan­
sässigen festgelegt werden kann. Die Unmög­
lichkeit einer solchen Bevorzugung ist bereits 
unter Ziff. 3 dargestellt. 

5. Oeffentliche Versteigerung der Reviere mit 
Unterbringung eines Jagdinteressierten 

pro 200 Hektar Revierfläche 
Eine solche Regelung könnte in dem Sinne 

getroffen werden, daß jede Gruppe, die ein Re­
vier ersteigert hat, bereits durch die Versteige­
rungsbedingungen verpflichtet wird, innerhalb 
einer gesetzten Frist eine bestimmte Zahl von 
Mitpächtern aufzunehmen. Bei Nichteinhaltung 
dieser Verpflichtung wird das Pachtverhältnis 
aufgelöst. Die Zahl der aufzunehmenden Mit­
pächter müßte sich nach der Art des 'Reviers 
und der Wilddichte richten. Unter Zugrundele­
gung einer Einheit von ca. 200 Hektar müßten 
durch eine solche Regelung in der kommenden 
Pachlperiode ca. 80 Jagdinteressierte in den 
liechtensteinischen Jagdrevieren untergebracht 
werden können. 

Während diese Lösung beim Jagdschutzver­
ein aus jagdethischcn Gründung auf Ablehnung 
stieß, wurde sie von einem Vertreter des Jagd­
interessentenvereins unterstützt. Die Kommis­
sion war  einhellig der Auffassung, daß dieser 
Lösungsvorschlag einer Prüfung durch das 
Landtagsplenum wert  ist. Die Jagdgesetzvorla­
ge müßte dann allerdings im nachstehenden 
Sinne abgeändert werden: 

Art. 8 hat wie folgt zu lauten: 
«1. Die Regierung hat für jedes Revier in den 

Versteigerungsbedingungen die Größe der Jagd­
gemeinschaft festzusetzen, und zwar unter Be­
rücksichtigung der Wilddichte und der Art des 
Reviers. 

2. J ede  Gruppe, die ein Revier gepachtet hat, 

ist verpachte t ,  binnen drei Monaten soviele 
Mitpächter beitreten zu lassen, daß die in den  
Versteigerungsbedingungen für das betreffende 
Revier vorgeschriebene Größe der Jagdgemein­
schaft erreicht wird. Die Milpächter sind der 
Regierung bekannt zu rfeben. 

3. Ausländer ohne Wohnsitz (Art. 32 PGR) im 
Inland sind von der Mitpacht ausgeschlossen. 
Art. 7, Abs. 3, findeL sinngemäße Anwendung.» 

Art. 6, Abs. 1, 2. Satz, hat wie folgt zu lauten: 
«Die in den Versteigerungsbedingungen fest­

gesetzte Personenzahl (Art. 8. Abs. 1) darf nicht 
überschritten werden.» 

Artikel 15, Abs. 1, lit. h), hat wie folgt 7,u lauten 
«b) die Jagdgemeinschaft die Versteigerungs­

bedingungen nicht einhält oder den gesetzlichen 
Vorschrliten bezüglich der Jagdaufsicht nicht 
entspricht, oder». 

Vorgängig hatte de r '  Abg. Dr. Ernst Büchel 
den Landtag über die notwendig werdenden 
Abänderungen und 'Ergänzungen orientiert, die 
im-Wesentlichen beinhalten: 

Art. 6, Abs. 2 
«Der Termin der Versteigerung ist drei Wo­

chen vor der Abhaltung unter  Angabe der Re­
viergröße und der Höhe des Ausrufpreises in 
den Landeszeitungen zu veröffentlichen.» 

In der Kommission wurde die Auffassung ver­
treten, daß bei der  Publikation des Versteige­
rungstermins auch die 'Reviergröße und die 
Höhe des Ausrufpreises anzugeben sind. 

Art. 7 
«1. Nehmen an der Versteigerung eines Re­

viers eine oder mehrere Gruppen teil, die sich 
aus liechtensteinischen Landesbürgern oder im 
Inland wohnhaften Ausländern mit Niederlas­
sungsbewilligung zusammensetzen, so sind, vor­
behaltlich der'Bestimmung in Absatz 3, alle übri­
gen Gruppen, die diese Voraussetzung nicht er­
füllen, von d e r  Versteigerung ausgeschlossen. 
Ehrenbürger des Landes und der Gemeinden 
werden wie liechtensteinische Landesbürger be­
handelt. 

2. Nimmt a n  der Versteigerung eines 'Reviers 
keine Gruppe gemäß Absatz 1 teil, so dürfen sich 
auch solche Gruppen a n  der  Versteigerung be­
teiligen, die sich ganz oder teilweise aus im In-
oder 'Ausland wohnhaften Ausländern zusam­
mensetzen. 

'3, Ausländer, deren Heimatstaat gegenüber 
der fürstlichen Regierung eine Gegenrechtser 
klärung abgegeben hat, sind ohne 'Rücksicht auf 
ihren Wohnsitz bezüglich der Pachtung eines 
Jagdrevieres den liechtensteinischen Landes­
bürgern gleichgestellt.» • 

- Der Artikel 7 wurde im Sinne des Gutachtens 
• des Staatsgerichtshofes vom 10. August 1961 in 
Bezug auf die Behandlung der  Ausländer abge 
ändert. Dem Grundsatz der Verfassung entspre 
chend, daß die Rechte der Ausländer in Erman 
gelung von  Staatsverträgen durch das Gegen-

J recht bestimmt werden, ist ein Ausländer ohne 
: Rücksicht auf seinen Wohnsitz in der Pachtung 
1 eines Jagdreviers einem liechtensteinischen 
Landesbürger gleichgestellt, wenn sein Heimat 
staat gegenüber der liechtensteinischen Regie 
rung eine formelle Gegenrechtserklärung abge 

• geben hat. 'Die gesetzliche oder tatsächliche Ge  
genseitigkeit genügt  also nicht, 

i 
Art. 8, Abs. 3 

«Ausländer ohne Wohnsitz (Art. 32 PGR) im 
Inland sind von der Mitpacht ausgeschlossen 
Artikel 7, Abs. 3, findet sinngemäß Anwendung.): 

Der Zusatz ist eine Folge de r  Neufassung von 
• Artikel 7. 

Art. 20, Abs. 3 und 4 
*3. Eine Landesjagdkarte darf nur an Perso­

nen ausgegeben werden, die Mitglied einer 
fagdgeineinschaft sind. J '  

4. Gastkarten dürfen wie folgt ausgegeben 
Verden: 
a) a n  liechtensteinische Landesbürger und Aus­

länder mit Niederlassungsbewilligüng unbe­
schränkt: Ehrenbürger des Landes und der 
Gemeinden werden wie liechtensteinische 
Landesbürger behandelt; 

b) a n  Ausländer mit Wohnsitz (Art. 32 PGR) im 
Inland, aber ohne Niederlassungsbewilligung, 
für insgesamt 12 Tage im Jahr; 

c) an  Ausländer ohne Wohnsitz im Inland für 
insgesamt 6 Tage im Jahr.» 

Die Aenderung in Absatz 3 soll die Kontroll­
möglichkeit verbessern. Die zeitliche Beschrän­
kung der Ausgabe von Gastkarten an Auslän­
der wurde abgestuft. 

Zusatz zu Artikel 23 
«3. Zur Vermeidung übermäßiger Wildschä­

den oder bei Vorhandensein kranker, kümmern­
der und verletzter Wildstücke kann die Regie­
rung sowohl während der Jagd- als auch wäh­
rend der Schonzeit Abschüsse bewilligen oder 
solche zwangsweise anordnen. Wildabschüsse 
während der Schonzeit haben in einer den übri­
gen Wildstand nicht gefährdenden Weise und 
durch zuverlässige Jäger  zu geschehen. 

4. Besteht Gefahr, daß ein Jagdgebiet infolge 
zahlen- oder qualitätsmäßigem Rückgang ent­
wertet wird, kann die Regierung jederzeit den 
Abschuß der gefährdeten Wildgattungen oder 
einzelner für die Aufartung wichtiger Wildstük-
ke dauernd oder nur  vorübergehend verbieten 
oder einschränken.» 

Diese Bestimmungen stellen materiell keine 
Neuerung dar. 'Sie sind heute in der Verord­
nung vom 18. Dezember 1953 enthalten. 'Da es  
sich um weitgehende Ermächtigungen der  Re­
gierung handelt, ist es notwendig, die betreffen­
den Bestimmungen in das Gesetz aufzunehmen. 

Anschließend äußerten sich Vizepräsident Dr. 
Vogt und die Abgeordneten Meinrad Ospelt 
und Roman Gaßner positiv zum Kompromiß Vor­
schlag der  Kommission, wie ihn der Abg. Dr. 
.fernst Büchel dargelegt hatte, indem sie erklär­
ten, daß dadurch die Wünsche der Jagdinteres­
senten weitgehend erfüllt werden könnten. Auch 
Regierungschef Frick' wies darauf hin, daß da­
mit eine für alle befriedigende Lösung gefunden 
werden könnte. Als niemand dagegen oppo­
nierte, nahm der Landtag die zweite Lesung vor  
und zwar auf der  Grundlage des Vorschlages 
der Kommission. Als der Vorsitzende nach der 
zweiten Lesung die Verabschiedung des Geset­
zes und die Durchführung der dritten Lesung 
zur Debatte stellte, meldete sich der Abg. Mein­
rad Ospelt zum Wort und stellte unter Hinweis 
auf die Dringlichkeit der Vorlage den Antrag, 
das Gesetz nach dritter Lesung zu verabschie­
den. 'Diesen 'Erwägungen schloß sich auch der  
Abg. Dr. Ernst BUchel an. Der Vorsitzende und 
Regierungschef Frick wiesen darauf hin, daß 
die Verabschiedung des Gesetzes deshalb eile, 
weil infolge der Jagdneuverpachtung im kom­
menden Frühjahr' keine Zeit mehr verloren wer­
den dürfe, um termingerecht handeln zu kön­
nen. Demgegenüber stellte der Abg. Andreas 
Vogt Antrag auf Verschiebung der dritten Le­
sung, doch blieb sein Antrag in der (Minderheit, 
sodaß der  der Landtag sofort zur dritten Lesung 
schritt. Noch vor  der Gesamtabstimmung mel­
dete sich der Abg. Ernst BUchel und beantragte 
unter Hinweis auf das Interesse vieler stimmbe­
rechtigter Bürger das Gesetz der Volksabstim-


